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Künftige Herausforderungen der großräumigen  
Verkehrsentwicklung  

1 Vorab: Ziele und Veranlassung 
Das vorliegende Positionspapier ist ein Teilergebnis des Arbeitskreises „Neue Rahmen-
bedingungen, Herausforderungen und Strategien für die Verkehrsentwicklung“, den die 
Akademie für Raumforschung und Landesplanung (ARL) im Jahr 2005 eingesetzt hat. 
Ziel des Arbeitskreises war es, die veränderten gesellschaftlichen, ökonomischen, um-
weltpolitischen und fiskalischen Rahmenbedingungen (Demografie, öffentliche Haus-
halte, Planungspolitik) auf ihre Bedeutung für Mobilität und Verkehr sowie die Raum-
entwicklung hin zu diskutieren. Außerdem wurden die Konsequenzen, die aus diesen 
Veränderungen für Politik und Planung resultieren können, beispielhaft dargestellt. 

Diesen Aufgaben ist der Arbeitskreis exemplarisch am Fall der „Nord-Süd-Transversale 
für Europa von Rotterdam nach Genua“ – dem Verkehrskorridor im Oberrheingraben 
zwischen Rhein-Main und Rhein-Neckar im Norden und Hochrhein-Bodensee im Sü-
den – nachgegangen. Dieser Korridor steht exemplarisch für die Probleme des wach-
senden internationalen Verkehrs und die Schwierigkeiten von Politik und Planung, sie 
zu lösen. 

Ein zentraler Befund unserer Arbeit, der aus intensiven Diskussionen mit Kolleginnen 
und Kollegen aus Wissenschaft und Praxis – u. a. aus den genannten Regionen – resul-
tiert, weist dahin, dass Infrastrukturpolitik diese Probleme nur lösen kann, wenn sie ver-
kehrsträgerübergreifend, regionsübergreifend und als Verkehr und Raumentwicklung 
integrierende Politik erfolgt. Außerdem bedarf es eines klaren Bekenntnisses zur Priori-
sierung der planerischen Vorbereitung sowie der Umsetzung von Handlungskonzepten 
auf Hauptachsen. Entsprechende strategische Ansätze und Überlegungen sind jedoch 
bislang kaum vorhanden, auch auf der Seite des Bundes nicht. Mit diesem Positionspa-
pier sowie dem parallel dazu in Vorbereitung befindlichen ausführlichen Forschungs- 
und Sitzungsbericht wollen wir einen Beitrag dazu leisten, dass diese strategische Dis-
kussion über die großräumige Infrastrukturpolitik verstärkt geführt wird. 

2 Begründungskontext: die veränderten Rahmenbedingungen  
der Verkehrsentwicklung1 

Die Entwicklung von Mobilität und Verkehr ist bisher durch eine hohe Wachstumsdy-
namik gekennzeichnet. Dieses Wachstum folgt nicht nur unmittelbar der stetig gestie-
genen Verkehrsnachfrage, sondern wird auch durch ein breites Spektrum von  Entste-
hungs- und Rahmenbedingungen bestimmt, die außerhalb des Verkehrs liegen. Der Ar-
beitskreis hat sich ausführlich mit der Bedeutung dieser Rahmenbedingungen für die 
großräumige Verkehrsentwicklung befasst. Er geht davon aus, dass sie zum Gegenstand 
einer umfassenden Analyse gemacht werden sollten. Mobilität und Verkehr bzw. die 
entsprechenden Politikfelder sollten nicht auf die Betrachtung von Mobilitätsnachfrage 
und Verkehrsangeboten allein beschränkt bleiben. Mehr als bisher sind künftig ökono-

                                                 
1  Auf Quellenverweise wird in diesem Papier aus Gründen der Übersichtlichkeit bis auf wenige Ausnahmen ver-

zichtet. Verwiesen sei auf den in Vorbereitung befindlichen Forschungs- und Sitzungsbericht (FuS) der ARL, der 
eine ausführliche Darstellung der Ergebnisse des Arbeitskreises enthält. 
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mische Strukturveränderungen, der soziale Wandel oder veränderte Raum- und Zeit-
strukturen zu berücksichtigen. 

Unter dem Einfluss dieser Rahmenbedingungen sind Mobilität und Verkehr beständi-
gem Wandel ausgesetzt. Hierzu tragen in jüngerer Zeit verschiedene Faktoren bei, wie 
etwa die Ausdehnung des europäischen Wirtschaftsraums, in dessen Folge die großräu-
migen und vor allem internationalen bzw. grenzüberschreitenden Verkehre aller Ver-
kehrsträger seit Jahren höhere Wachstumsraten als die Binnenverkehre aufweisen. Auch 
der soziale Wandel trägt in erheblichem Umfang zu einer veränderten Mobilitätspraxis 
bei – etwa im Kontext gewandelter Lebensbedingungen oder aufgrund zunehmender 
Flexibilitätsanforderungen in der Arbeitswelt (vgl. das Fernpendeln). Auch bei Freizeit 
und Versorgung, bei Kurzreisen, Touristik und im Geschäftsreiseverkehr werden derzeit 
noch starke Zuwächse registriert. 

Allerdings wird in jüngster Zeit auch eine tendenzielle Sättigung der aus den vergange-
nen Dekaden bekannten Wachstumstrends von Bevölkerung und Verkehrsteilnahme 
beobachtet, die in Zukunft im Kontext des demografischen Wandels einen erheblichen 
Einfluss auf die Mobilitätsnachfrage und damit auch auf die Mobilitätsentwicklung aus-
üben dürfte. Weiteres Bevölkerungswachstum erscheint nach den Daten der 11. Bevöl-
kerungsvorausberechnung des Statistischen Bundesamtes als unrealistisch. Vielmehr 
ergibt sich eine großräumige wie auch kleinräumige Differenzierung in weiterhin durch 
Wachstumsprozesse, aber auch durch starke Schrumpfungstendenzen gekennzeichnete 
Teilräume. Hieraus ergeben sich Erfordernisse einer Überprüfung von Prioritäten zwi-
schen Neubau-, Ausbau- und Erneuerungs- sowie Erhaltungsmaßnahmen. Auch inner-
halb der einzelnen Kategorien sind schon festgelegte Prioritäten von Projekten einer 
Überprüfung zu unterziehen. Zur effizienten Nutzung der Verkehrsinfrastrukturen er-
langen vor allem auch Infrastrukturen und Anlagen zur Umsetzung von Management-
strategien („Leittechnik“, European Train Control System ETCS) Bedeutung. 

Auch mit Blick auf die Kosten der Raumüberwindung deutet sich gegenwärtig eine 
Veränderung der Rahmenbedingungen an, die über lange Zeit von sinkenden Mobili-
tätskosten geprägt waren. Während im ersten Halbjahr 2008 historische Höchstwerte 
von 135–140 Dollar pro Barrel Rohöl erreicht wurden, basieren die Prognosen des Bun-
desverkehrswegeplans 2003 noch auf einer Zunahme des Rohölpreises um 3 % pro Jahr 
oder 77 % im Zeitraum 1997–2015, ausgehend von einem Basiswert von 19 US Dollar 
pro Barrel im Jahre 1997. Den Erwartungen des BVWP zufolge hätte der Rohölpreis 
2008 lediglich 26 Dollar pro Barrel betragen dürfen, im Jahr 2015 lediglich 34 Dollar 
pro Barrel (BVU et al. 2001, S. 54–58). Auch wenn es derzeit unklar ist, mit welchen 
konkreten verkehrlichen, sozialen und räumlichen Folgen eine Verteuerung von Mobili-
tät einhergehen wird, dürfte sicher sein, dass eine Extrapolation der Wachstumsraten der 
vergangen Jahre wenig sinnvoll ist. 

Eine solche Wachstumsannahme kennzeichnet jedoch die überwiegende Mehrheit der 
aktuell vorliegenden Szenarien und Prognosen zur Verkehrsentwicklung. Indes sind die 
Bevölkerungs- und Wirtschaftsentwicklung, ihre Konsequenzen für die Raumentwick-
lung und die damit einhergehenden Muster der Verkehrsentwicklung im Personen- und 
Güterverkehr nicht so feinkörnig prognostizierbar, um genauere Aussagen über die 
künftige Entwicklung des Verkehrssektors machen zu können. Für alle Prognosen ist 
ferner weiterhin von Bedeutung, dass regionale Entwicklungstrends in Deutschland eine 
Tendenz in Richtung wachsender Disparität aufweisen. Die fragmentierte Entwicklung 
der Regionen (sowohl großräumig betrachtet wie auch intraregional) dürfte indes von 
erheblicher Bedeutung für den Verkehrssektor sein. Es ist nicht nur anzunehmen, dass 
den rückläufigen Mengen in einigen Teilräumen anhaltend hohe bzw. weiter steigende 
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Volumina in den Verdichtungsräumen gegenüberstehen. Es ist auch davon auszugehen, 
dass die großräumige Arbeitsteilung durch diese Fragmentierungstendenzen erneut for-
ciert wird, mit weiteren Impulsen für den Verkehr. 

Mit dem Stichwort Klimawandel verbindet sich schließlich eine Diskussion, die in 
Deutschland bereits seit zwei bis drei Dekaden mit Blick auf eine Problematisierung der 
ökologischen Folgelasten des Verkehrs geführt wird. Die damit einhergehenden Kon-
flikte könnten sich massiv verschärfen: Es spricht viel dafür, dass sowohl der Ressour-
cenverfügbarkeit als auch möglichen Klimafolgen künftig weit größere Bedeutung bei-
gemessen werden wird als bisher. Parallel zum Klimawandel treten auf regionaler Ebe-
ne Probleme und Grenzen der aktuellen Trendentwicklung zutage, die einen verschärf-
ten Handlungsdruck erzeugen werden; dies gilt vor allem für die derzeit gültigen und in 
naher Zukunft zu erwartenden Rechtsetzungen der Europäischen Union (Luftreinhal-
tung, Lärmschutz, Bodenschutz). 

Politik und Planungspraxis sehen sich insofern erheblichen, teilweise neuartigen Her-
ausforderungen ausgesetzt, auf die sie angemessen reagieren müssen. Dies gilt sicher 
ganz grundsätzlich für die staatlichen Handlungsebenen wie auch für regionale Akteure. 
Mindestens dort zeigen sich jedoch Steuerungsgrenzen, mit denen eine aktive Politik 
der Verkehrsgestaltung konfrontiert ist. Diese Grenzen haben zum einen mit den ge-
nannten Eigenschaften des Gegenstandes Mobilität und Verkehr zu tun (komplexe Ver-
schränkung mit lokalen sowie allgemeinen Randbedingungen), zum anderen gehen sie 
auf manifeste Interessenlagen unter den Beteiligten bzw. in der Öffentlichkeit zurück. 
Die Tatsache konkurrierender Zielsetzungen (Erreichbarkeitsverbesserung vs. Scha-
densminderung) trägt dazu bei, dass zielgerichtetes Handeln erheblich erschwert ist. Die 
Ansprüche an Vorhabenplanung und -realisierung steigen. 

Der Arbeitskreis stellt sich dieser Herausforderung exemplarisch am Beispiel der groß-
räumigen Verkehrskorridore. Dies hat drei Gründe: Erstens gelten Fernverkehre heute 
in Industrieländern wie Deutschland als die wesentlichen Wachstumsfelder im Ver-
kehrssektor, während der Nahverkehr Tendenzen der Sättigung aufweist (Zumkeller 
2004). Als Konsequenz daraus sind die meisten Fernverkehrskorridore durch Überlas-
tungsprobleme gekennzeichnet. Zweitens gilt die Herausbildung der Fernverkehrssys-
teme und -korridore als Treiber der wirtschaftlichen Entwicklung und insofern auch als 
Impulsgeber der Raumentwicklung (vgl. Priemus, Zonneveld 1997). Drittens stellen 
Korridore strategische Elemente der Infrastrukturpolitik dar, denen unter den Bedingun-
gen von Raumknappheit und begrenzten finanziellen Spielräumen wichtige Aufgaben 
der Bündelung von Verkehrsfunktionen zugewiesen werden. 

Die konfliktreiche Aufgabe, vor der gerade die regionalen Akteure stehen, wurde von 
der Europäischen Kommission in ihrem Grünbuch für eine neue Kultur der Mobilität in 
der Stadt kurz und knapp beschrieben: „Die Herausforderung, der sich die Städte vor 
dem Hintergrund des Strebens nach einer nachhaltigen Entwicklung stellen müssen, ist 
immens: Die wirtschaftliche Entwicklung und die Zugänglichkeit der Städte einerseits 
muss mit der Verbesserung der Lebensqualität und dem Umweltschutz andererseits in 
Einklang gebracht werden.“ (Europäische Kommission 2007, S. 5). Die Notwendigkeit, 
komplexe Problemlagen und konkurrierende Ziele überwinden und strategische Ent-
scheidungen treffen zu können, stellt sich auch für die großräumige Infrastrukturpolitik, 
wie im Folgenden exemplarisch anhand der Nord-Süd-Transversale für Europa von Rot-
terdam nach Genua gezeigt werden soll. 
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3 Die Nord-Süd-Transversale für Europa von Rotterdam nach Genua 
als Fallbeispiel  

3.1  Einführung 
In der Mitte von Europa gelegen, ist Deutschland ein Transitland par excellence. Ein 
reibungsloses Verkehrsgeschehen ist für die Konkurrenzfähigkeit des Landes, seiner 
Städte und Regionen von strategischer Bedeutung. Funktionierende, ausreichend leis-
tungsfähige, berechenbare und verlässliche Verkehrsinfrastrukturen spielen dabei die 
zentrale Rolle. Sie sichern die Erschließung, sorgen für Spielräume in der Mobilität, der 
inneren Vernetzung und der Verbindung Deutschlands mit seinen europäischen Nach-
barn. 

Für Deutschland eröffnet das zusammenwachsende Europa vielfältige und interessante 
Perspektiven grenzüberschreitender Zusammenarbeit. Je länger, je mehr sind Vorstel-
lungen über das Verkehrsgeschehen und über den zukünftigen Betrieb der Verkehrssys-
teme untrennbar mit der nachhaltigen Entwicklung des Raumes und den dafür zu tref-
fenden Entscheidungen verbunden. Verkehrs- und Raumbetrieb sind zwei Seiten dersel-
ben Medaille. Erst vor dem Hintergrund von Vorstellungen des Betriebes von Infra-
strukturen kann die Sinnfälligkeit von Investitionen in Verkehrsinfrastrukturen beurteilt 
werden. Angestrebte Raumstrukturen haben geeignete Verkehrsinfrastrukturen und de-
ren Betrieb zur Voraussetzung. 

Dabei wird es – bei stets begrenzten und immer knapper werdenden Ressourcen – da-
rauf ankommen, räumliche Schwerpunkte zu setzen, damit strategisch bedeutsame und 
im Gesamtinteresse liegende Vorhaben in überschaubarer Zeit vorangebracht werden 
können, zumindest aber vorhandene Qualitäten gehalten werden. „Nicht schaden“ ist 
auch beim Einsatz knapper Mittel ein jedenfalls zu beachtendes Prinzip. 

Deutlich werden diese und andere in unserem Positionspapier dargestellten Zusammen-
hänge und offenen Fragen an einem exemplarischen Fallbeispiel zu Fragen großräumi-
ger Verkehrsentwicklungen, mit dem sich der Arbeitskreis sehr intensiv befasst hat: der 
Schienenverbindung von Rotterdam nach Genua, hier als Europäische Nord-Süd-
Transversale bezeichnet.  

3.2  Die Nord-Süd-Transversale für Europa von Rotterdam nach Genua 

Die Nord-Süd-Transversale ist eine der wichtigsten Eisenbahnverbindungen in Europa 
(Abb. 1). Sie verbindet die Nordsee mit dem Mittelmeerraum über eine Länge von 
1.200 km. Die Verbindung ist historisch gewachsen und verbindet die großen Nordsee-
häfen von Holland und Belgien, Rotterdam und Antwerpen mit Deutschland, der 
Schweiz, den Wirtschaftszentren Oberitaliens und dem italienischen Mittelmeerraum 
mit Genua als seinem wichtigsten Hafenexponenten. Große Investitionen werden längs 
dieser Achse zu tätigen sein. 

Die Transversale zieht sich durch europäische Regionen mit höchster Wertschöpfung, 
mit sehr starkem Verkehrsaufkommen auf dem hochrangigen Schienen- und Straßen-
netz und hoher Dichte der Besiedelung. Nahezu 70 Millionen Menschen, ungefähr ein 
knappes Fünftel der im Jahre 2004 erweiterten EU, leben im Einzugsbereich dieser 
wahrscheinlich bedeutsamsten europäischen Nord-Süd-Relation. Mit dem Ausbau der 
Nord-Süd-Transversale wird vor allem das Ziel verfolgt, den grenzüberschreitenden 
Eisenbahnverkehr in der wichtigen Nord-Süd-Relation zu attraktiveren und den Güter-
verkehr von der Straße auf die Schiene zu verlagern. Das Herzstück dieser Anlage sind 
die Flachbahnen durch die Alpen (s. Abb. 2). In der Schweiz werden dafür Investitionen 
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mit dem Bau zweier neuer Tunnelstrecken von ca. 15 Mrd. Euro (inkl. Lärmschutz) 
unternommen.  

Abb. 1: Die Nord-Süd-Transversale im europäischen Kontext 

 
Quelle: Markus Nollert (IRL, ETH Zürich) 

Abb. 2: Geplante und sich in Realisierung befindliche Alpenbasistunnel 

 
Quelle: Dirk Seidemann (ISL, Universität Karlsruhe), Markus Nollert (IRL, ETH Zürich) 
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Mit der Inbetriebnahme der ersten Alpenbasistunnel in der Schweiz – 2007 am Lötsch-
berg und 2016/17 am Gotthard – erfolgt ein Quantensprung der Eisenbahnentwicklung, 
nicht nur im Alpenraum. Mit den Tunnelbauwerken samt ihren Ausbauten im Zulauf 
sollen attraktive Verbindungen für den grenzüberschreitenden Güter- und Personenver-
kehr im zentralen europäischen Nord-Süd-Korridor entstehen. Zwei weitere Tunnel sind 
auf EU-Gebiet vorgesehen, der Brenner Basistunnel und der Basistunnel am Mont Ce-
nis. Der Mont Cenis zwischen Lyon und Turin ist noch im Planungsstadium, am ca. 50 
km langen Brenner Basistunnel ist man 2006/07 ins Stadium der Sondierung mit Pilot-
tunneln eingetreten. 

Mit der Nord-Süd-Transversale sollen maßgebliche Anteile des Güterverkehrs auf die 
Schiene verlagert werden, dies auch, um die Hochleistungsstraßen von einem Teil des 
Zuwachses im Güterverkehr zu entlasten. Die Verlagerung des Güterverkehrs auf die 
Schiene ist erklärtes und vorrangiges Ziel innerhalb der EU. Innerhalb der Schweiz ist 
gemäß Verfassungsartikel der gesamte alpenquerende Transitverkehr  (BV Art. 84) 
„von Grenze zu Grenze“ nach Errichtung der Basistunnel auf die Schiene zu verlagern. 
Dieser Verfassungsartikel ist 1994 aufgrund der sogenannten Alpeninitiative zustande 
gekommen. 1998 wurde die Bau- und Finanzierungsvorlage der Neuen Eisenbahntrans-
versale (NEAT) mit Gesamtkosten von knapp 30 Mrd. CHF vom Schweizer Volk gut-
geheißen. 

3.3  Das Problem der „Flaschenhälse“ 
Mit der Inbetriebnahme der Basistunnel durch die Alpen und der Betuwe-Linie in Hol-
land werden zusätzliche Kapazitäten geschaffen. Um diese ausnützen zu können, müs-
sen die Zulaufstrecken entsprechende Leistungsfähigkeiten aufweisen. Es werden des-
halb in den beteiligten Ländern erhebliche Anstrengungen unternommen, erkannte „Fla-
schenhälse“ zu beseitigen (Abb. 3). Die vermutlich zentralen „Flaschenhälse“ im nörd-
lichen Zulauf zu den Basistunneln sind in den Regionen um Mannheim, Offenburg, 
Freiburg und Basel zu erwarten. Aber auch in den Schweizer Alpen und in Oberitalien 
sind, insbesondere in den nördlichen Zulaufstrecken wegen der zeitlichen Verschiebung 
und der zu erwartenden dramatischen Engpässe bei der Finanzierung des Ausbaues, 
Probleme zu erwarten (Abb. 4). 

Sollte die Beseitigung der finanziellen und physischen Engpässe nicht im Einklang mit 
der beabsichtigten Raumentwicklung und Verkehrsqualität gelingen, birgt dieses zahl-
reiche Gefahren und Konflikte. So könnten Regionalverkehre in den hoch belasteten 
Knotenbereichen verdrängt werden, zumindest aber kann ihre weitere Entwicklung er-
schwert, wenn nicht gar verhindert werden.  

Dies hätte gravierende Folgen für die Raumentwicklung, weil eine nachhaltige und prio-
ritär nach innen gerichtete Siedlungsentwicklung auf leistungsfähige schienengebunde-
ne öffentliche Verkehrsmittel angewiesen ist. 
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Abb. 3: „Flaschenhälse“ entlang der Nord-Süd-Transversale 

 
Quelle: Dirk Seidemann (ISL, Universität Karlsruhe), Markus Nollert (IRL, ETH Zürich) 

Abb. 4: Realisierungshorizonte an der Nord-Süd-Transversale 

 
Quelle: Dirk Seidemann (ISL, Universität Karlsruhe), Markus Nollert (IRL, ETH Zürich) 
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Das Funktionieren großräumiger und kleinräumiger Städtenetze würde beeinträchtigt. 
Damit würde ein wesentlicher Standortvorteil unserer polyzentralen Raumentwicklung 
aufgegeben. Alles deutet nämlich darauf hin, dass Städtenetze über wesentliche Vorteile 
gegenüber monozentralen räumlichen Gebilden verfügen. Für Deutschland und die 
Schweiz mit ihren föderalen Traditionen gibt es zudem keine Alternative. Es wird da-
rauf ankommen, die Ausweitung der funktionalen Räume und die Erfordernisse eines 
reibungslosen, redundanten Austausches über das strategische Verkehrsrückgrat der 
Schiene zu organisieren. 

Deshalb rücken Fragen des zukünftigen Betriebes auf zentralen Teilabschnitten immer 
weiter in den Vordergrund. Die erheblichen Investitionen sind nur dann gerechtfertigt, 
wenn es gelingt, einen zuverlässigen und berechenbaren Betrieb des gesamten Systems, 
und dies grenzüberschreitend, zu planen und zu gewährleisten. Nicht so schnell wie 
möglich, sondern so schnell wie notwendig ist hier die Devise.  

Dies bedeutet, dass, ähnlich wie in der Schweiz, lange im voraus Betriebskonzepte mit 
den Gebietskörperschaften und regionalen Akteuren besprochen und daraus Konse-
quenzen gezogen werden. 

Eine Übersicht der wichtigsten Flaschenhälse verdeutlicht, dass ihre Beseitigung mit 
erheblichen finanziellen Aufwendungen verbunden ist. Dazu gehört auch die schrittwei-
se Einführung lärmarmer Güterwagen. Es macht wenig Sinn, durch überzogene physi-
sche Maßnahmen Lärmschutz vorzusehen, wenn gleichzeitig erhebliche Möglichkeiten 
zur Reduktion des Lärmes an der Quelle bestehen.  

3.4  Konsequenzen  
Das Fallbeispiel verdeutlicht exemplarisch gravierende Fragestellungen und Defizite 
großräumiger Verkehrsentwicklungen. Diese betreffen: 

 große Planungsunsicherheiten infolge nicht verlässlicher Finanzierungen 
 fehlende Gesamtsicht, ungenügende Koordination und Schwerpunktbildung 
 Dominanz der Investition vor den Fragen des Betriebes 
 sektorale Betrachtungsweise vor integrierter Planung und Realisierung 
 zahlreiche ungelöste materielle Fragen im weit fortgeschrittenen Stadium der Pla-

nung (Lärm, Trassenführungen, Betriebskonzepte, Logistik) 

Da es sich um ein Vorhaben von nationaler und europäischer Bedeutung handelt, ist 
eine Konzentration der Kräfte erforderlich.  Je länger, je mehr wird deutlich, dass Ge-
bietskörperschaften und regionale Akteure die Initiative ergreifen müssen, um zur not-
wendigen Gesamtsicht zu gelangen.  

Die formell notwendigen Verfahren der Raum- und Verkehrsentwicklung reichen nicht 
aus, um Entwicklungen dieser Dimension zu koordinieren. Es bedarf informeller Ergän-
zungen. Für die Effektivität solcher Verfahren liegen zahlreiche Belege vor, unter ande-
rem aus einem Testplanungsverfahren, welches grenzüberschreitend im Großraum Ba-
sel durchgeführt wurde und an dem mehrere deutsche  Regionen, das Elsass und 
schweizerische Kantone mitgewirkt haben. Dabei ging es um integrierte Raum- und 
Eisenbahnentwicklung im Dreiländereck Schweiz-Deutschland-Frankreich. Ausgangs-
punkt war die Prüfung der Zweckmäßigkeit eines von den Bahnen ins Spiel gebrachten 
Bypasses für den Güterverkehr. 
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4  Schlussfolgerungen: Prioritätensetzungen einer nationalen  
Verkehrsstrategie 

Die Forderung nach einer „Integration“ verschiedener Entscheidungsebenen und Ge-
genstandsbereiche im Rahmen der großräumigen Verkehrssystemgestaltung ist nicht 
neu. Das Ziel der „Integration“ richtet sich auf verschiedene Gegenstandsbereiche: die 
jeweiligen Maßnahmenarten im Verkehrssektor (Bau, Betrieb, Organisation, Verkehrs-
management und Verkehrslenkung, Rechtsetzung, Information und Beratung), die ver-
schiedenen Verkehrsträger (Straße, Schiene, Luft, Wasserstraße), die betroffenen räum-
lichen Ebenen (Europa, Bund, Länder, Regionen, Städte/Gemeinden), die sektoralen 
Fachpolitiken (Raumentwicklung, Wirtschaft und Verkehr) sowie schließlich die Zeit-
horizonte der Betrachtung (Kurz-, Mittel- und Langfristigkeit).  

Integrationsanforderungen bestehen aus verkehrlicher Sicht insbesondere hinsichtlich 
der Implikationen für die Bereiche Raumentwicklungspolitik, Klimapolitik, Wirt-
schaftspolitik und Finanz- bzw. Haushaltspolitik. Bei der Beurteilung investiver Maß-
nahmen des Bundes für Bundesverkehrswege müssen in Zukunft: 

 Ersatz-, Erneuerungs-, Ausbau- und Neubaumaßnahmen „gleichwertig“ nebenein-
ander behandelt werden, um gesamtwirtschaftliche Effizienz, betriebswirtschaftli-
cher Rentabilität, vor allem aber auch raumordnerische Wirkungen sowie Umwelt- 
und Klimawirkungen angemessen vergleichend und prioritätensetzend berücksich-
tigen zu können, 

 vermehrt Betrachtungen der Zuverlässigkeit des Gesamtverkehrssystems angestellt 
werden, um Erreichbarkeiten (Anbindung und Verbindung) für Teilhabe und Teil-
nahme der Menschen, für wirtschaftliche Austauschprozesse verlässlich zu sichern 
und dabei einen effizienten Mittel- und Ressourceneinsatz zu gewährleisten, 

 auch verstärkt betriebliche, organisatorische, rechtliche und informatorische Maß-
nahmen sowie deren investive Voraussetzungen eingestellt und berücksichtig wer-
den („Verkehrsmanagement“, „Telematik“, „Mobilitätsmanagement“). 

Ausbauprioritäten müssen sich noch stärker als heute an Kapazitätsdefiziten („Engpäs-
sen“) orientieren, um die „Zuverlässigkeit“ der Verkehrsangebote zu sichern. Kriterien 
der Anbindung/Verbindung bzw. Raumerschließung müssen sich in Räumen mit demo-
grafischen und ökonomischen Schrumpfungstendenzen an zu definierenden Mindest-
standards orientieren. 

Im Rahmen der multimodalen Verkehrssystemgestaltung des Bundes müssen Beurtei-
lungen von Einzelprojekten oder Projektkollektiven überlagert auf folgenden Ansätzen 
aufbauen: 

a) Szenarien der ökonomischen, sozialen, technologischen, ökologischen und räumli-
chen Entwicklung (z. B. unter Annahmen zur Umsetzung der Leitbilder der Raum-
ordnung) 

b) Szenarien der verkehrsrelevanten ordnungs-, finanz-/steuer- und umweltpolitischen 
Rahmenbedingungen 

c) System-/Programmkonzepte der Verkehrssystemgestaltung 

d) Betriebskonzepte für die einzelnen Verkehrsinfrastrukturen 

e) inter- und multimodale Abschätzungen von Verkehrsumfang, Verkehrsaufteilung, 
Verkehrsverteilung und Verkehrsanbindung 
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Vor einer Betrachtung von Einzelmaßnahmen („Projekte“) sind Konzeptionen von 
„Systemalternativen“ der Verkehrssystemgestaltung und Untersuchungen von deren 
Wirkungen („Programmbeurteilung“) unverzichtbar, um soziale und wirtschaftliche 
Effekte sowie großräumige Umwelteffekte ganzheitlich berücksichtigen zu können. So 
würden auch bisher vernachlässigte Wirkungen aus Rückkopplungen/Wechselwirkun-
gen – z. B. Wirkungen der Verkehrsentwicklung auf Raumstrukturen, Sozialverhältnisse 
und Wirtschaftsstrukturen – beschreibbar und beurteilbar. 

Mit Blick auf die räumliche Entwicklung stellen regionale Disparitäten der Verkehrsinf-
rastrukturkapazitäten ein besonderes Problem dar, dessen Brisanz gegenwärtig – nach 
einer längeren Periode der Konvergenz – augenscheinlich wieder zunimmt. Zum einen 
ergibt sich in Folge einer Konzentration des Verkehrsaufkommens auf Ballungszentren 
und dortige Teilnetze (Knotenpunktfunktion) eine starke Überlastung der Verkehrsinf-
rastruktur; dieser steht zum anderen eine Unterauslastung in den demografisch schwä-
cheren Regionen gegenüber. Ungeklärte Konflikte liegen vor allem auf den Feldern 
Intermodalität im Fernverkehr sowie Multimodalität im Fern- und Nahverkehr. 

Die Raumordnungspolitik hat auf diese Entwicklung – veränderte Rahmenbedingungen 
einerseits, Zunahme von regionalen Disparitäten andererseits – mit der Formulierung 
neuer Leitbilder und Zielvorstellungen reagiert. Die neuen Leitbilder der Raumentwick-
lung richten sich auf ökonomische Wettbewerbsfähigkeit, soziale Daseinsvorsorge und 
Schutz und Management der Kulturlandschaften. Sie werfen mit Blick auf eine Integra-
tion von Raumordnung und Verkehr jedoch noch zahlreiche Fragen auf. Einerseits wur-
den bisher keine den Leitbildern zugeordneten Gesamtverkehrskonzepte erarbeitet; an-
dererseits sind die verkehrlichen Implikationen, die den räumlichen Entwicklungsvor-
stellungen der Leitbilder unterliegen, ungeklärt. Dies gilt beispielsweise für das Leitbild 
der „Verantwortungsgemeinschaften“ von Metropolregionen, und zwar sowohl quanti-
tativ (Verkehrsströme, Verkehrsangebote) als auch modal (Verkehrsträger); dies gilt 
schließlich auch für die verkehrlichen Aspekte im Leitbild „Daseinsvorsorge sichern“, 
die u. E. bisher nicht angemessen berücksichtigt sind. 

Im Sinne der Sicherung und Weiterentwicklung des polyzentralen Siedlungssystems in 
Deutschland und Europa ergibt sich auch ein verstärktes Erfordernis der Erhaltung und 
Verbesserung der Leistungsfähigkeit und Verkehrsqualität von Hauptachsen des Fern-
verkehrs, die prioritär ausgebaut und erneuert werden müssen. Dabei sind die Implikati-
onen für den Regionalverkehr sowie die regionale und lokale Siedlungsentwicklung 
frühzeitig und integriert zu berücksichtigen. 

Die Weiterentwicklung der großen Verkehrskorridore ist künftig noch stärker als bisher 
mit dem Anspruch konfrontiert, ökologische Nachhaltigkeit, ökonomische Effizienz und 
soziale Ausgewogenheit zu verbinden. Die Raumordnungs- und Umweltpolitik hat 
hierzu, teilweise  direkt unterstützt durch die Europäische Union, mit der Umweltver-
träglichkeitsprüfung und integrierten Bewertungsmodellen einen differenzierten Set von 
Instrumenten entwickelt, der dabei zum Einsatz kommen muss. Der zukünftige Bedarf 
der Infrastrukturpolitik wird vermutlich vorrangig im Bereich der Bestandsverbesserung 
und -unterhaltung liegen müssen. Ebenso wie im Fall der Metropolregionen und großen 
Stadtregionen bilden Verkehrs- bzw. Verdichtungskorridore wichtige Aufgabenfelder 
für eine abgestimmte Planung, die Leitvorstellungen der Raumentwicklungspolitik mit 
denjenigen der Verkehrsinfrastrukturpolitik integriert. 

Nicht zuletzt mit Blick auf die Anforderungen des Ressourcenschutzes, die verkehrli-
chen Beiträge zum Klimaschutz sowie die anstehende Bewältigung von Klimafolgen 
bedürfen die bisherigen Ansätze der Bewertung von verkehrspolitischen Handlungsstra-
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tegien wie auch von einzelnen Verkehrsprojekten – z. B. im Rahmen der Bundesver-
kehrswegeplanung – einer grundsätzlichen Überprüfung. 
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